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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 1961 und 1962 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: : 

§ 1 | 

(1) Das in Anmerkung 3 zur Tarifnr. 27.01 des i 

Deutschen Zolltarifs 1961 (Bundesgesetzbl ) i 

vorgesehene Zollkontingent für feste Brennstoffe 
beträgt für die Jahre 1961 und 1962 insgesamt 105 | 
vom Hundert der nach dem Gewicht berechneten i 
Menge, die im Durchschnitt der Jahre 1954, 1955, \ 
1956, 1957 und 1958 mit Ursprung in anderen Län- j 
dern als den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl in das Bundesge- 
biet eingeführt worden ist. 

(2) Die Bundesregierung kann, nachdem dem 
Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme binnen 
zwei Wochen gegeben worden ist, mit Zustimmung 
des Bundestages durch Rechtsverordnung das Zoll- 
kontingent bis zu 20 vom Hundert erhöhen, wenn 
dies aus gesamtwirtschaftlichen Gründen geboten 
ist. Soweit es mit Rücksicht auf die europäische 
wirtschaftliche Zusammenarbeit erforderlich ist, 
kann sie auch von der ihr durch § 49 Abs. 2 des 
Zollgesetzes vom 20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 529) in der Fassung des Fünften Zolländerungs- 
gesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I j 
S. 1671) erteilten Ermächtigung Gebrauch machen. 


Das Zollkontingent wird nach dem Ursprung der 
im Durchschnitt der Jahre 1954, 1955, 1956, 1957 
und 1958 eingeführten Menge in Länderkontingente 
unterteilt. 


Kontingentscheine nach Anmerkung 3 zu Tarifnr. 
27.01 des Deutschen Zolltarifs 1961 erteilt das Bun- ( 
desamt für gewerbliche Wirtschaft nach Maßgabe j 


der Vorschriften dieses Gesetzes solchen Antrag- 
stellern, die Waren der Tarifnr. 27.01 in den Jah- 
ren 1954, 1955, 1956, 1957 oder 1958 eingeführt ha- 
ben und auf Grund rechtswirksam abgeschlossener 
Einfuhrverträge während des Jahres 1961 oder 1962 
abzunehmen verpflichtet sind. 

§ 4 

(1) Die nach §§ 1 und 2 auf das Zollkontingent 
und auf die Länderkontingente entfallenden Waren- 
mengen stellt der Bundesminister für Wirtschaft auf 
Grund der Einfuhrmeldungen fest. 

(2) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
setzt die Anteile an den einzelnen Länderkontin- 
genten für jeden Antragsteller für die Jahre 1961 
und 1962 auf Grund der für ihn nach den Nummern 
1 und 2 festgestellten Warenmengen mit Ursprung 
in dem betreffenden Land nach Maßgabe der Num- 
mer 3 fest. 

1. Es ist die Warenmenge zu ermitteln, die 
der einzelne Antragsteller in den Jahren 
1954, 1955, 1956, 1957 und 1958 einge- 
führt hat. übersteigen die Warenmengen 
aller Antragsteller das Länderkontingent, 
so sind sie anteilig zu kürzen. 

2. Es ist die Warenmenge zu ermitteln, die 
der Antragsteller und die beim Verkauf 
eingeschalteten Händler während der 
Jahre 1961 und 1962 auf Grund von Kauf- 
verträgen, die vor dem 1. Januar 1959 ab- 
geschlossen worden sind, an Verbraucher 
im Bundesgebiet zu liefern verpflichtet 
sind oder die der Antragsteller auf Grund 
rechtswirksamer, vor dem 1. Januar 1959 
abgeschlossener Einfuhrverträge abzuneh- 
men verpflichtet ist und für den Selbst- 
verbrauch während der Jahre 1961 und 
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1962 vorgesehen hat. Sind in den Verträ- j 
gen Lieferzeiten vereinbart, die über das ! 
Jahr 1962 hinausgehen, ohne daß die i 
Höhe der in den Jahren 1961 und 1962 ab- ; 
zunehmenden Menge vor dem 1. Januar j 
1959 schriftlich festgelegt worden ist, so 
ist für die Bemessung der auf diese Jahre 
entfallenden Menge das Verhältnis des 
gesamten Vertragszeitraums zum Zeit- 
raum von zwei Jahren maßgebend. 

3. Die nach Nummer 2 festgestellte Waren- 
menge (Vertragsmenge) bildet den auf 
den einzelnen Antragsteller entfallenden 
Anteil an einem Länderkontingent. Rest- 
mengen, die sich bei dieser Aufteilung er- 
geben, sind auf Antragsteller, die die für 
sie gemäß Nummer 1 festgestellte Waren- 
menge nicht erreicht haben, in einem Ver- 
hältnis zu verteilen, das 

a) bei Antragstellern ohne Vertragsmen- 
gen ihrem nach Nummer 1 festgestell- 
ten Anteil an einem Länderkontingent 
und 

b) bei Antragstellern mit Vertragsmen- 
gen ihrem um diese Vertragsmengen j 
verminderten Anteil an einem Länder- j 
kontingent entspricht. 

(3) Werden infolge Nichtausnutzung von Kon- 1 
tingentscheinen, weil das Kontingent auf Grund § 1 
Abs. 2 erhöht wird oder aus anderen Gründen Wa- j 
renmengen für eine Verteilung verfügbar, so kön- 
nen sie nach Richtlinien des Bundesministers für j 
Wirtschaft verteilt werden. Die Richtlinien können 
von den Aufteilungsgrundsätzen der §§ 2 und 4 
Abs. 2 abweichen, um eine wirtschaftlich sinnvolle 
Verwendung der Restmengen zu gewährleisten. Für 
diese Mengen können im Kontingentschein Auf- 
lagen über die Belieferung bestimmter Verbraucher | 
gemacht werden. 

(4) Der Kontingentschein ist für eine auf volle 
1000 kg nach unten abgerundete Warenmenge zu 
erteilen. 

§ 5 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Ausschlußfristen 
für die Einreichung von Anträgen auf Erteilung von 
Kontingentscheinen festzusetzen und Vorschriften 
darüber zu erlassen, welche Angaben in den Anträ- 
gen zu machen und welche Unterlagen ihnen beizu- 
fügen sind. 

(2) Wer glaubhaft macht, daß er die Antragsfrist 
ohne Verschulden nicht einhalten konnte, kann bin- 
nen einer Frist von zwei Wochen nach Behebung 
des Hindernisses beantragen, nach § 4 Abs. 3 be- 
rücksichtigt zu werden. 

§ 6 

(1) Kontingentscheine dürfen von Berechtigten 
nicht anderen Personen oder Unternehmen zur Aus- 
nutzung überlassen werden. 

(2) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
stellt im Kontingentschein fest, welche Warenmen- i 


gen auf die Erfüllung von Verträgen entfallen, die 
nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 der Erteilung des Kontingent- 
scheines zugrunde gelegt worden sind. Es ver- 
merkt, daß diese Mengen nur zur Belieferung der 
in § 4 Abs. 2 Nr. 2 genannten Verbraucher ver- 
wendet werden dürfen, und setzt die einzelnen Ver- 
braucher hiervon in Kenntnis. 

(3) Um eine wirtschaftlich sinnvolle Ausnutzung 
des Kontingents zu gewährleisten, kann der Kon- 
tingentschein für die nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 
festgestellten Mengen nach Richtlinien des Bundes- 
ministers für Wirtschaft mit der Auflage erteilt 
werden, daß diese Mengen nur zur Belieferung von 
Verbrauchern innerhalb bestimmter Teile des Bun- 
desgebietes zu verwenden sind. 

(4) Der Berechtigte und die beim Verkauf an die 
Verbraucher eingeschalteten Händler dürfen zollfrei 
eingeführte Waren nur entsprechend den Feststel- 
lungen und Auflagen gemäß § 4 Abs. 3 Satz 3 und 
§ 6 Abs. 2 und 3 im Kontingentschein verwenden. 

(5) Wird ein Kontingentschein nicht oder nicht 
vollständig ausgenutzt, so hat ihn der Einführer 
binnen drei Tagen nach Eintritt der Umstände, die 
einer Ausnutzung entgegenstehen, dem Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft zurückzugeben. Der 
Kontingentschein wird für die Restmenge gültig ge- 
stellt oder, wenn in den Jahren 1961 und 1962 
keine Einfuhr mehr vorgesehen oder zulässig ist, 
eingezogen. 

§ 7 

Der Bundesminister der Finanzen oder die von 
ihm beauftragten Zollstellen können auf Antrag 
Zoll und anteilige Ausgleichsteuer für Waren der 
Tarifnr. 27.01, die nach dem 31. Dezember 1959 zum 
freien Verkehr oder zu einem Zollvormerkverkehr 
abgefertigt worden sind, erstatten oder erlassen, 
soweit der Antrag unter Vorlage eines Kontingent- 
scheines binnen drei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes gestellt wird. 

§ 8 

(1) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
kann Auskunft verlangen, soweit dies erforderlich 
ist, um die Einhaltung dieses Gesetzes und der zu 
seiner Durchführung erlassenen Vorschriften zu 
überwachen. Zu diesem Zweck kann es Prüfungen 
beim Auskunftspflichtigen vornehmen und verlan- 
gen, daß ihm die geschäftlichen Unterlagen vorge- 
legt werden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird 
insoweit eingeschränkt. 

(2) Auskunftspflichtig ist, wer unmittelbar oder 
mittelbar an der Einfuhr oder an der Weiterliefe- 
rung von Waren der Tarifnr. 27.01 teilnimmt oder 
solche Waren verbraucht. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßord- 
nung bezeichneten Angehörigen der Gefahr straf- 
rechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


§ 9 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um 
für sich oder einen anderen einen Kontin- 
gentschein zu erschleichen, 

2. entgegen § 6 Abs. 1 Kontingentscheine 
anderen Personen oder Unternehmen zur 
Ausnutzung überläßt oder einen ihm nicht 
zustehenden Kontingentschein für sich 
ausnutzt, 

3. zollfrei eingeführte Waren entgegen § 6 
Abs, 4 verwendet, 

4. entgegen § 6 Abs. 5 Kontingentscheine 
nicht binnen drei Tagen nach Eintritt von 
Umständen, die einer Ausnutzung des 
Scheines entgegenstehen, an das Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft zurückgibt 
oder 

5. entgegen § 8 eine Auskunft nicht, unrich- 
tig, unvollständig oder nicht fristgemäß 
erteilt, die gefschäftlichen Unterlagen nicht, 
unvollständig oder nicht fristgemäß vor- 
legt oder die Duldung von Prüfungen ver- 
weigert. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 

(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft. Über die Abän- 
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derung und Aufhebung eines rechtskräftigen, ge- 
richtlich nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides 
(§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten) entscheidet der Bundesminister für Wirt- 
schaft. 

§ 10 

Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft kann 
auf Antrag die Gültigkeit von Kontingentscheinen, 
die auf Grund des Gesetzes über das Zollkontingent 
für feste Brennstoffe vom 3. Dezember 1959 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 1380) erteilt worden sind, bis zum 
31. Januar 1961 verlängern, wenn der Kontingent- 
schein infolge unvorhergesehener Umstände bis 
zum 31. Dezember 1960 nicht ausgenutzt werden 
konnte. 

§ 11 

Die Tarifnr. 27.01 erhält mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1963 die am 1. Januar 1959 geltende Fassung 
des Deutschen Zolltarifs 1959 (Bundesgesetzbl. 1958 
II S. 751). 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1961 in Kraft. Es 
tritt mit Ausnahme des § 11 am 31. Dezember 1962 
außer Kraft 


Bonn, den 8. November 1960 


Dr. Krone und Fraktion 



